
und privaten Rechtsschutzverträ-
gen.
In den klassisch versicherten
Rechtsgebieten bleibt es Firmen-
wie auch Privatkunden selbstver-
ständlich unbenommen, das Me-
diationsverfahren zu nutzen oder
sofort gerichtliche Schritte einzu-
leiten. 
Unabhängig davon, ob vorher ein
solches Verfahren stattgefunden
hat, übernimmt die Versicherung
die Kosten in versicherten Fällen
auch für einen anschließenden
Rechtsstreit. Der Zusatzbau-

stein Mediation ist meist bei-

tragsfrei mitversichert. 
Mit einem eigens konzipierten
Mediationstarif für Firmen- und
Privatkunden ist die Deurag am
Markt. Dabei wird innerhalb von
zwei Stunden ein Mediator ver-
mittelt. Hier ist das Mediations-
verfahren für den Versicherten in
den Leistungsarten Schaden-
ersatz-Rechtsschutz, Arbeits-
Rechtsschutz, Wohnungs- und
Grundstücks-Rechtsschutz so-
wie Rechtsschutz im Vertrags-
und Sachenrecht verpflichtend.
Erst wenn das scheitert, gibt es
von der Versicherung grünes
Licht für die Kostenübernahme
beim Gang vor Gericht. 
Tarife und Nachlässe. Für den
Betreffenden macht sich das in
einer günstigeren Prämie be-
merkbar und bringt beispielswei-
se einer Firma mit sechs Be-
schäftigten einschließlich des In-
habers eine Beitragsersparnis
von rund 300 Euro.
In einem herkömmlichen Tarif für
Selbstständige mit den Baustei-
nen Privat-, Berufs- Verkehrs-
rechtsschutz für Selbstständi-
ge inklusive Wohnungs- und
Grundstücks- sowie Spezial-
strafrechtsschutz zahlt sie ins-
gesamt 1361 Euro ohne Selbst-
behalt. Im Tarif „M aktiv“ sind es
1065 Euro ohne Selbstbehalt.
Konflikte mit Kunden und Liefe-

ranten des Betriebs sind nicht

abgedeckt.

In anderen Tarifen der Deurag
werden die Kosten einer außerge-
richtlichen Konfliktlösung bis zu
acht Sitzungsstunden à maximal
180 Euro übernommen.
Zu den Versicherern, die ab Ok-
tober ihr Angebot um Media-
tion erweitert, gehört auch die
Neue Rechtsschutzversicherung
(NRV) – Rechtsschutzversicherer
der Nürnberger, VHV, Stuttgarter
sowie der Mannheimer. 

Die Meditation ist für alle NRV-
Kunden möglich. Die außerge-
richtliche Konfliktlösung wird oh-
ne zusätzlichen Versicherungs-
beitrag angeboten und gilt für Alt-
und Neuverträge. 
Partner-Netzwerke. Die Rechts-
schutzversicherer stützen sich
bei ihrem neuen Angebot auf 
verschiedene Mediatoren-Partner-
netzwerke, das z. B. bei der Deu-
rag 5500 Mediatoren unter-
schiedlicher Fachrichtungen um-
fasst. 
Die Allianz kooperiert in komple-
xen Fällen mit dem Europäischen
Institut für Konflikt-Management
(Eucon). In versicherten Fällen
tragen die Gesellschaft und der
Verfahrensgegner die Mediati-
onskosten jeweils zur Hälfte. In
nicht gedeckten Fällen kann der
Kunde die Mediation in Anspruch
nehmen, wenn er die Hälfte der
Kosten übernimmt und erhält in
jedem Fall eine kostenfreie Erst-
beratung. 

Fazit

Dass immer mehr Rechtsschutz-
versicherer Mediation in den Ver-
sicherungsschutz einschließen,
sieht Andrea Heyer von der Ver-
braucherzentrale Sachsen vom
Prinzip her positiv.
„Allerdings ist das noch kein wich-
tiger Grund für den Abschluss 
einer Rechtsschutzversicherung“,
sagt sie. Ohne Kosten und mit re-
lativ geringem Aufwand können
Verbraucher Streitigkeiten nach
ihren Worten außergerichtlich bei-
spielsweise auch über verschie-
dene Ombudsmänner klären las-
sen, etwa Bankenombudsmann,
Versicherungsombudsmann, Om-
budsmann des Immobilienver-
bandes. „Grundsätzlich ist Me-
diation aber als ein weiterer mög-
licher Weg zur Lösung von Konflik-
ten zu begrüßen, vorausgesetzt
der Mediator ist fachlich gut qua-
lifiziert und unabhängig“, so die
Verbraucherschützerin. Wenn
durch Mediation Zeit und Kosten
gespart werden können, sind das
ebenfalls Punkte, die dafür spre-
chen. Wichtig ist, dass den Betrof-
fenen keine Rechtsnachteile
durch diesen Weg entstehen, das
heißt sie können auch immer
noch ein Gericht einschalten.
Allerdings sei nicht jeder Streit für
eine Mediation geeignet.

C. Fritz
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Problem 
kostenloser Angebote 

Der Aufwand, der schon bei der
Erstellung eines Angebotes an-
fällt, ist ein gerne diskutierter
 Klagepunkt. Dabei geht es
 weder um die Massenermittlung
noch um die anschließende
 Umsetzung in ein akzeptables
Angebot. Vielmehr ist es gängige
Praxis, Angebote kostenlos mit
umfangreichen und detaillierten
Planungsunterlagen zu ergän-
zen.
Das Erstellen der Ausführungs-
planung ist aber nicht nur zeit-
aufwendig, sondern bindet Per -
sonal, welches in dieser Zeit
 keine anrechenbaren Leistungen
erbringen kann. Je nach Unter-
nehmensgröße sind mehrere
 Personen oder entsprechende
Abteilungen mit derartigen Arbei-
ten beschäftigt.
Als häufiges Argument ist immer
wieder zu hören, dass der „Noch-
nicht-Kunde“ dies verlangt. Der
Kunde hat Auflagen von seinem
Versicherer zu erfüllen oder der
Verband der Schadenver sicher
(VdS) verlangt entsprechendes.
Das mag prinzipiell stimmen, für
ein positives Betriebsergebnis
kommt es aber auf die jeweilige
Betrachtungsweise an.
Dazu ist zuerst festzustellen,
um welche Leistungen es sich
bei den „Angebotsergänzungen“
handelt und wer sie verlangt.

HOAI

In der Honorarordnung für Archi-
tekten und Ingenieure (HOAI) sind
die zur Debatte stehenden Leis-
tungen explizit beschrieben. 
In § 1 Anwendungsbereich der
HOAI heißt es: „Die Bestimmun-
gen dieser Verordnung gelten für
die Berechnung der Entgelte für
Leistungen der Architekten und
der Ingenieure (Auftragnehmer),
soweit sie durch Leistungsbilder
oder andere Bestimmungen  die-
 ser Verordnung erfasst werden.“
Sicherheitstechnische Anlagen
fallen in die technische Aus -
rüstung (Teil IX) und dort in die
Honorarzone III mit dem höchs-
ten Honorarbereich. Sie sind in 
§ 72 Punkt 3.a) mit „automati-
sche Feuerlösch- und Brand-
schutzanlagen“ sowie unter
Punkt 3.c) mit „große Fernmel-
deanlagen und -netze“ aufge-
führt.
In § 73 sind die einzelnen Leis-
tungsbilder beschrieben. Dort
sind viele Leistungen beschrie-
ben, die Errichter dem Kunden
als kostenlose Angebotsbeigabe
offerieren. 
Es empfiehlt sich – ohne eine
 detaillierte HOAI-Abrechnung zu
erstellen – überschlägig festzu-
stellen, was ein mit der Planung
beauftragter Architekt oder Pla-
ner für die gleiche Leistung ab-
rechnen darf.

Kostenbeispiel HOAI

In einem größeren Unternehmen
soll eine Sicherheitsanlage mit
den folgenden Einzelkomponen-
ten installiert werden:
• Einbruchmeldeanlage (EMA), 
• Brandmeldeanlage (BMA), 

Kostenlose Planungs-
leistungen kritisch betrachtet
A. Kraheck, Troisdorf

Schlechtere Auftragsergebnisse und eine deutliche Verschie-

bung des Verhältnisses zwischen abgegebenen Angeboten und

den sich daraus ergebenden Aufträgen führen zur Überlegung,

wo eventuell gespart werden könnte. Die Qualität der Leistun-

gen sollte dabei nicht zur Disposition stehen.
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 Gebiet unabhängiger sicher-
heitstechnischer Beratung
und Planung. 



• Zugangskontrolle (ZK) und 
• Videoüberwachungsanlage

(VÜA) 
Über ein Alarmmanagementsys-
tem (AMS) sind die einzelnen
Komponenten zusammenzufas-
sen. Der geschätzte Preis für
alle Leistungen soll bei etwa
175000,– € liegen. Daraus er-
gibt sich bei voller Umsetzung
der Leistungsphasen 1 bis 6
 (ohne Nebenkosten und sonsti-
ge Zuschläge) ein Honorar, wel-
ches zwischen 18900,– € und
22050,– € liegen kann. Selbst
bei einer ausschließlichen Um-
setzung der Ausführungsplanung
der Leistungsphase 6 liegt der
Betrag immerhin noch zwischen
6420,– € und 7490,– €. Viel zu
viel Geld, um es regelmäßig
dem Kunden zu schenken (Bild
�).

Vorgaben des Kunden

Kundenforderung. Kunden argu-
mentieren gerne: „Meine Versi-
cherung verlangt ein Attest.“ Da-
raus wird dann abgeleitet, dass
ein VdS-Attest Bestandteil des
avisierten Auftrags ist. Dieses
sei entsprechend zu erstellen,
damit der Kunde es seiner Ver -
sicherung vorlegen kann, um
sich deren Zustimmung einzu -
holen.
Kunde – Versicherung. Es be-
steht dabei aber nur eine recht -
liche Beziehung zwischen dem
Kunden und seiner Versicherung
aufgrund eines Versicherungs-
antrags oder einer bereits be -
stehenden Versicherungspolice.
Der Errichter hingegen hat keine
Rechtsbeziehung zu diesem
 Versicherer (Bild �). 

Der Versicherer seinerseits kann
seinem Versicherungsnehmer
(VN) eine Auflage dahingehend
erteilen, dass die zu installieren-
den sicherheitstechnischen An-
lagen den Richtlinien des VdS zu
entsprechen haben. Das berührt
den Errichter aber immer noch
nicht.
Kunde – Errichter. Im nächsten
Schritt erfolgt die Anfrage des Ver-
sicherungsnehmers nach einem
Angebot beim Errichter mit dem
Zusatz, dass die anzubietenden
Anlagen nach den VdS-Richt -
linien zu errichten sind. Jetzt
 entsteht zwischen dem Kunden
und dem Errichter eine eigen-
ständige Rechtsbeziehung, in
der die Einhaltung der VdS-Richt-
linien zum Vertragsbestandteil
wird.
Zusatzleistung. VdS-Richtlinien
haben keinen Gesetzescharak-
ter und ihre Einhaltung ist nur
aufgrund privatrechtlicher Verträ-
ge eine bindende Angelegenheit.
Das sagt aber nur etwas über die
rechtliche Seite aus, nicht über
die finanzielle. Der Kunde will
von seinem Versicherer einen
Versicherungsvertrag und muss
im Gegenzug dafür die Sicher-
heitstechnik nebst Attest bereit-
stellen. Folglich hat er auch
dann, wenn er mit der Angebots-
anfrage an den Errichter heran-
tritt, die Zusatzleistungen (neben
dem reinen Angebot) zu bezah-
len.
Nutzen für den Kunden. Der Kun-
de verlangt eine Dienstleistung,
die er an seinen Versicherer wei-
terleitet, damit dieser ihm durch
eine entsprechende Prämienan-
passung einen finanziellen Vor-
teil verschafft. Das Vorgenannte
gilt im Übrigen für alle Auflagen,

die der Kunde zu erfüllen hat,
egal ob es sich dabei um gesetz-
liche oder privatrechtliche han-
delt. Das betrifft im Sicherheits-
bereich z. B. Auflagen der Bau-
behörde, der Feuerwehr usw.

Vergleichsangebote

Eine Unsitte bei manchen Kun-
den ist die Preisgestaltung nach
eigenen Regeln aufgrund bereits
vorliegender Planungen. Ein Er-
richter wird für ein Angebot ange-
fragt. Dieser übergibt dem (ver-
meintlichen) Kunden das Ange-
bot nebst Planungsunterlagen.
Der Kunde legt nun die Unterla-
gen dem Konkurrenten vor und
fordert ihn zu einem günstigeren
Angebot auf.
Gegenmaßnamen. Da immer
noch zu großzügig mit den Ergeb-
nissen der eigenen Leistungen
umgegangen wird, besteht kaum
eine Möglichkeit, dass sich et-
was an dieser Praxis ändert.
Hier müssen in den Angeboten
entsprechende Optionen einflie-
ßen.
1.Der Kunde bezahlt Angebot

und Planungsleistung. → Die
Angebotsbearbeitung wird bei
Auftragserteilung gutgeschrie-
ben und die Planungsleistung
ist Bestandteil des Auftrags.

2.Die Weitergabe der Angebots-/
Planungsunterlagen wird un-
tersagt. → Bei einem Verstoß
ist eine Vertragsstrafe zu ver-
einbaren, da es sich um einen
Betrug handelt und gegen
 Urheberrechte verstoßen wird.

Kontrollmöglichkeit. Das typi-
sche Argument gegen entspre-
chende Sanktionsmaßnahmen
bzw. deren Vereinbarung ist,

dass die Möglichkeit des Nach-
weises fehlt. Das trifft aber nur
bedingt zu, denn insbesondere
Außenabsicherungen (Zaun, Frei-
geländesicherung, Videotechnik
usw.) sind nachträglich kontrol-
lierbar. Auch in „öffentlich zu-
gänglichen Gebäuden“ sind spä-
tere Kontrollen möglich.

„Auftragsplanung“ 
berücksichtigen

Schaut man im Internet oder in
die Leserbriefe von Handwerks-
kammerzeitungen, so stellt man
fest, dass das Thema nicht nur
auf den Sicherheitsbereich be-
schränkt ist. Auch in anderen
 Bereichen gehen Unternehmen
immer mehr dazu über, Pla-
nungsleistungen in Rechnung zu
stellen und diese bei einem tat-
sächlichen Auftrag zu verrech-
nen.
Eine Verrechnung mit einem Auf-
trag ist aber nur dann sinnvoll,
wenn dies in der Kalkulation be-
rücksichtigt wurde. Die Pla-
nungsleistung ist eine für den
Kunden erbrachte Leistung, die
nicht zu verschenken ist. Allen-
falls kann in der Kalkulation be-
rücksichtigt werden, dass sich
durch eine im Vorfeld erstellte
Planung der Aufwand für die am
Ende zu erstellende Dokumenta-
tion deutlich reduziert. �

BETRIEBSFÜHRUNG

Elektropraktiker, Berlin 64 (2010) 11 921

Kunde

Errichter Errichter

A
uf

tr
ag

A
uf

tr
ag

P
la

nu
ng

sh
on

or
ar

P
la

nu
ng

sa
uf

tr
ag

P
la

nu
ng

sh
on

or
ar

Architekt
Planer

Kunde

� Falsche Großzügigkeit

Kunde

Errichter Errichter Errichter

Versicherung

VdS

A
uf

tr
ag

P
la

nu
ng

sl
ei

st
un

g

Planungsleistung

Planungsleistung

vertragliche 
Verbindung

Vertrags-
bestandteil

� Rechtsbeziehungen

Betriebsblindheit

Fortsetzung


